
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich
 
Betr.: 42. Änderung des Flächennutzungsplanes „Interkom-
munales Gewerbegebiet Energiestraße“ – Ortsteil Neurath
hier: a) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB)
b) Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB)
 
Zu a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
23.03.2023 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die 
Aufstellung der 42. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Interkommunales Gewerbegebiet Energiestraße“ – Ortsteil 
Neurath – beschlossen.
 
Ziel und Zweck der Planung:
Die größtenteils im Eigentum der RWE Power AG be-
findlichen Flächen südlich entlang der Landesstraße L375 
(Energiestraße) sind im geltenden Flächennutzungsplan 
der Stadt Grevenbroich überwiegend als Baufläche - GI (In-
dustriegebiete) sowie als Flächen für Versorgungsanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Elektrizität“ dargestellt. Die 
Randbereiche sind als Grünflächen mit der Zweckbestim-
mung „ökologische Ausgleichsflächen“ dargestellt sowie ein 
kleinerer Teilbereich als Gewerbegebiete.
 
Seit der letzten für den Teilbereich vollzogenen Flächen-
nutzungsplanänderung (6. FNP-Änderung) haben sich 
verschiedene Rahmenbedingungen für die Gebietsent-
wicklung verändert. Diese betreffen im Wesentlichen die 
Belange der Erschließung und der Verfügbarkeit notwen-
diger Liegenschaften zur Umsetzung des Industriegebiets. 
Im Zusammenhang mit einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung besteht insoweit das Erfordernis, die Flächen-
abgrenzungen des Industriegebiets an die zwischenzeitlich 
veränderten Rahmenbedingungen anzupassen und hierzu 
den Flächennutzungsplan zu ändern.
 
Mit der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung wird 
die Entwicklung eines Industriegebiets vorbereitet, das 
auch die Ansiedlung von größeren Gewerbebetrieben er-
möglicht, die in anderen Gebieten unzulässig wären. Dabei 
soll eine nachfragegerechte Entwicklung mit unterschied-
lichen Grundstücksgrößen planerisch vorbereitet werden. 
Zur Schaffung größerer zusammenhängender Flächen 
erfolgt im Flächennutzungsplan die Darstellung als Indust-
riegebiete. Darüber hinaus werden absehbar nicht voll-
zugsfähige Bauflächen zugunsten von landwirtschaftlichen 
Flächen aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen 
und somit die Belange der Landwirtschaft gestärkt. Zum 
Schutz des Orts- und Landschaftsbilds erfolgt in der künf-
tigen Darstellung des Flächennutzungsplans zudem eine 
Randeingrünung (ökologische Ausgleichsflächen).
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan 
schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.
 
Ortsteil: Neurath 
FNP-Änd.-Nr.: 42
Bezeichnung: „Interkommunales Gewerbegebiet Energie-
straße“
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govda-
ta.de/dl-de/zero-2-0) 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 BauGB bekannt gemacht.
 
Zu b)
Der Ausschuss für Planung und Mobilität hat in seiner 
Sitzung am 01.03.2023 die frühzeitige Öffentlichkeitsbe-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB beschlossen. Gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB wird die Öffentlichkeit über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung, über die sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung des Gebiets in Betracht kommen, und über 
die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung im Sinne 
des § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich unterrichtet. Zudem wird 
ihr Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.
 
Zu diesem Zweck liegt der Planentwurf in der Zeit vom 
11.04.2023 bis einschließlich 18.04.2023 im städtischen 
Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathauserweiterungs-
bau, Ostwall 6, 41515 Grevenbroich, 2. Etage, Fachdienst 
Stadtplanung, während der Dienststunden zur Einsicht aus. 
Während der Dienststunden stehen Mitarbeiter des Fach-
dienstes Stadtplanung zur Auskunft zur Verfügung. Es wird 

um vorherige Terminabsprache gebeten unter den Telefon-
nummern 02181/608-439 oder -440.

Zusätzlich können die öffentlichen Informationen zu 
diesem Planverfahren über die für jedermann zugängliche 
Ausgabeseite der Stadt Grevenbroich im Internet unter
 
https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=72246

 
eingesehen werden.
 
Grevenbroich, den 24.03.2023
 
Klaus Krützen
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich
 
Betr.: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. G 233 „Wohn-
quartier Pillauer Weg“ – Ortsteil Orken –
hier: a) erneuter Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 
i.V.m. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
b) Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 
BauGB
 
Zu a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
23.03.2023 gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) die erneute Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
G 233 „Wohnquartier Pillauer Weg“ – Ortsteil Orken – be-
schlossen.
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan 
schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.

Ortsteil: Orken 
BPlan-Nr.: G 233
Bezeichnung: „Wohnquartier Pillauer Weg“
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govda-
ta.de/dl-de/zero-2-0) 

Der vorbezeichnete Aufstellungsbeschluss wird hiermit ge-
mäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB bekannt gemacht.
 
Zu b)
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung 
am 23.03.2023 den Bebauungsplan Nr. G 233 „Wohnquartier 
Pillauer Weg“ – Ortsteil Orken – als Satzung beschlossen.
 
Der Bebauungsplan Nr. G 233 wird mit Begründung im 
städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rathaus-
erweiterungsbau, Ostwall 6, 41515 Grevenbroich, Fach-
dienst Stadtplanung, 2. Etage, während der Dienststunden 
zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung 
wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Es wird um vorherige 
Terminabsprache gebeten unter den Telefonnummern 
02181/608-439 oder -440.
 
Zusätzlich können die mit diesem Planverfahren verbunde-
nen Dokumente über die allgemein zugängliche Internet-
präsenz der Stadt Grevenbroich unter
 
https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=67913

 
eingesehen werden.
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)
 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. G 233 ist durch 
Ratsbeschluss vom 23.03.2023 ordnungsgemäß zustande 
gekommen.
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem 
Ratsbeschluss vom 23.03.2023 übereinstimmt und dass 
nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung 
NRW vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516) in der aktuell 
geltenden Fassung verfahren worden ist.
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.
 
Grevenbroich, den 24.03.2023
 
Klaus Krützen
Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO)
 
Erklärung
 
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. G 233 
wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 i.V.m. 214 Abs. 
4 BauGB tritt der Bebauungsplan (Satzung) mit dieser 
Bekanntmachung in Kraft.
 
 
Hinweise
 
· Auf die Vorschrift des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewie-
sen. Diese Vorschrift hat folgenden Wortlaut:
 
„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 be-
achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und
3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Absatz 2a beachtlich sind.“
 
· Auf die Vorschriften zum Anspruch auf Entschädigung 
gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird 
hingewiesen.
 
· Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der aktuell gültigen 
Fassung, kann eine Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet, oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Grevenbroich vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.
 
Grevenbroich, den 24.03.2023
 
Klaus Krützen
Bürgermeister
 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich
 
Betr.: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. K 38 „Wohnbe-
bauung Stifterstraße“ – Ortsteil Kapellen –
hier: a) erneuter Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 
i.V.m. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
b) Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 
BauGB
 
Zu a)
Der Rat der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
23.03.2023 gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) die erneute Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
K 38 „Wohnbebauung Stifterstraße“ – Ortsteil Kapellen – 
beschlossen.
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan 
schwarz umrandet, unterbrochen dargestellt.

Ortsteil: Kapellen 
BPlan-Nr.: K 38
Bezeichnung: „Wohnbebauung Stifterstraße“
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK
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ta.de/dl-de/zero-2-0) 

 

Der vorbezeichnete Aufstellungsbeschluss wird hiermit 
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB bekannt gemacht.
 
Zu b)
Ferner hat der Rat der Stadt Grevenbroich in seiner Sit-
zung am 23.03.2023 den Bebauungsplan Nr. K 38 „Wohn-
bebauung Stifterstraße“ – Ortsteil Kapellen – als Satzung 
beschlossen.
 
Der Bebauungsplan Nr. K 38 wird mit Begründung im 
städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Rat-
hauserweiterungsbau, Ostwall 6, 41515 Grevenbroich, 
Fachdienst Stadtplanung, 2. Etage, während der Dienst-
stunden zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der 
Satzung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Es wird um 
vorherige Terminabsprache gebeten unter den Telefon-
nummern 02181/608-439 oder -440.
 
Zusätzlich können die mit diesem Planverfahren ver-
bundenen Dokumente über die allgemein zugängliche 
Internetpräsenz der Stadt Grevenbroich unter
 
https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=61960

 
eingesehen werden.
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmachungsverordnung (BekanntmVO)
 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. K 38 ist durch 
Ratsbeschluss vom 23.03.2023 ordnungsgemäß zustande 
gekommen.
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit 
dem Ratsbeschluss vom 23.03.2023 übereinstimmt und 
dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsver-
ordnung NRW vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516) in der 
aktuell geltenden Fassung verfahren worden ist.
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.
 
Grevenbroich, den 24.03.2023
 
Klaus Krützen
Bürgermeister
 
 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Be-
kanntmachungsverordnung (BekanntmVO)
 
Erklärung
 
Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. K 
38 wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht. Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 i.V.m. 214 
Abs. 4 BauGB tritt der Bebauungsplan (Satzung) mit 
dieser Bekanntmachung in Kraft.
 
Hinweise
 
· Auf die Vorschrift des § 215 Abs. 1 BauGB wird hinge-
wiesen. Diese Vorschrift hat folgenden Wortlaut:
 
„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 be-
achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und
3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind.“
 
· Auf die Vorschriften zum Anspruch auf Entschädigung 
gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
wird hingewiesen.
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